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Rechtskonsulent HEV Schweiz

Die Dumont-Praxis geht auf einen Ent-
scheid des Bundesgerichtes zurück
und kommt heute sowohl auf Bundes-
als auch auf Kantonsebene zur Anwen-
dung. Sie besagt, dass Unterhaltsauf-
wendungen für Liegenschaften, wel-
che in einem vernachlässigten Zustand
übernommen worden sind und inner-
halb von 5 Jahren nach der Übernahme
renoviert werden, bei den Steuern nicht
abgezogen werden können, insoweit es
sich um aufgeschobenen Unterhalt bei
einer verwahrlosten Liegenschaft han-
delt. Das Bundesgericht vertritt näm-
lich die Meinung, dass die entspre-
chenden Aufwendungen grundsätzlich
als wertvermehrend zu qualifizieren
sind, wenn eine Liegenschaft kurz
nach der Übernahme renoviert wird.

Dabei werden die neuen Eigen-
tümer gegenüber den bisherigen
Eigentümern steuerlich benach-
teiligt, da die bisherigen Eigen-
tümer die Aufwendungen für
werterhaltende Unterhaltsarbei-
ten uneingeschränkt abziehen
können. 

Normaler periodischer
Unterhalt immer abzugsfähig!
Das Bundesgericht hat in der
Folge die Dumont-Praxis ge-
lockert und festgehalten, dass die
Dumont-Praxis dann nicht an-
gewendet werden soll, wenn der
Erwerber nur den normal anfal-
lenden periodischen Unterhalt
vornimmt. Die Praxis der Kan-
tone bei der Anwendung der Du-
mont-Praxis ist unterschiedlich.
Teilweise kommt eine schema-
tische Betrachtungsweise zur
Anwendung, die zwar eine ef-
fiziente Steuerveranlagung er-

möglicht, dem Einzelfall und der bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung aber
oft nicht zu genügen vermag. Für den
Steuerpflichtigen schafft dies eine
grosse Rechtsunsicherheit, wie eine
anschaffungsnahe Renovation steuer-
lich behandelt werden wird.

Es ist anerkanntermassen eine un-
erwünschte Folge der Dumont-Praxis,
dass Neueigentümer nach dem Erwerb
einer Liegenschaft in aller Regel 5 Jah-
re zuwarten, bis sie die notwendigen
Unterhaltsarbeiten vornehmen. Dies
aus dem einfachen Grund, das Risiko
nicht in Kauf nehmen zu wollen, dass
für die Renovationskosten der Abzug
am Ende verweigert wird. Die Du-
mont-Praxis stellt damit ein gewichti-
ges Hindernis für die rasche Sanierung
einer Altliegenschaft dar. Die Dumont-
Praxis behindert Renovationen von al-
ter Bausubstanz und Investitionen in

den bestehenden Gebäudepark und ist
damit letztendlich auch volkswirt-
schaftlich schädlich. 

In diesem Zusammenhang ist es für
den Steuerpflichtigen wichtig zu wis-
sen, dass der Bund und viele Kantone
Massnahmen, die dem Umweltschutz
und dem Energiesparen dienen, steuer-
lich fördern, indem sie die entspre-
chenden Investitionen zum Abzug zu-
lassen. Dabei ist auch während der er-
sten 5 Jahre nach dem Erwerb vielmals
ein (wegen der Dumont-Praxis) redu-
zierter Abzug von 50% der entspre-
chenden Kosten möglich. 

Abschaffung der Dumont-Praxis
Das vom Parlament verabschiedete Ge-
setz sieht vor, dass die Dumont-Praxis
sowohl im Bund als auch in den
Kantonen vollständig abschafft wird
(«Bundesgesetz über die steuerliche
Behandlung von Instandstellungskosten
bei Liegenschaften» vom 3. Oktober
2008). Die Kantone erhalten eine 2-
jährige Übergangsfrist. Diese Frist be-
ginnt nach der Inkraftsetzung auf
Bundesebene zu laufen. Nachdem die
Referendumsfrist unbenutzt abgelau-
fen ist, hat der Bundesrat das Gesetz
auf den 1. Januar 2010 in Kraft gesetzt.
Ab diesem Zeitpunkt ist die Dumont-
Praxis bei der direkten Bundessteuer
vollständig aufgehoben. 

Für die Hauseigentümer wäre na-
türlich die sofortige Inkraftsetzung der
Gesetzesänderung wünschenswert ge-
wesen. Dabei wäre die Dumont-Praxis
bei der direkten Bundessteuer bereits
auf die Steuerperiode 2009 wirksam
geworden. Da dies aber eine kurze
Rückwirkung zur Folge gehabt hätte,
hat der Bundesrat davon abgesehen. 

Übergangsfrist für die Kantone
Wie bereits erwähnt, wurde den
Kantonen in der Gesetzesänderung,

Abschaffung der Dumont-Praxis:
Ab wann sind Unterhaltsaufwendungen
unbeschränkt abzugsfähig?
Das Parlament hat im Herbst 2008 entschieden, dass die Dumont-Praxis sowohl im Bund als auch in den
Kantonen vollständig aufgehoben wird. Unklar ist teilweise, auf welchen Zeitpunkt die Abschaffung in
den einzelnen Kantonen in Kraft tritt.
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welche die vollständige Aufhebung der
Dumont-Praxis vorsieht, eine 2jährige
Übergangsfrist zugestanden, nach
deren Ablauf sie die Dumont-Praxis
ebenfalls nicht mehr anwenden dürfen.
Diese Übergangsfrist beginnt nach der
Abschaffung auf Bundesebene bzw.
der direkten Bundessteuer zu laufen.
Die endgültige Abschaffung der Du-
mont-Praxis auch bei den Kantons-
und Gemeindesteuern wird also späte-
stens auf die Steuerperiode 2012 hin
stattfinden. Die Kantone haben bis da-
hin Zeit, ihre gesetzlichen Grundlagen
anzupassen. Es ist zu hoffen, dass die
Kantone den ihnen zustehenden Spiel-
raum nützen und die Abschaffung auf
kantonaler Ebene möglichst rasch in
Kraft setzen. Aufgrund der Vernehm-
lassungsresultate ist davon auszuge-
hen, dass zumindest einzelne Kantone
die Dumont-Praxis ebenfalls rasch ab-
schaffen werden. Zudem wäre es wün-
schenswert, dass die Kantone bis zur
vollständigen Abschaffung das ihnen
zustehende Ermessen bei der Geset-
zesanwendung grosszügig zugunsten
der Steuerpflichtigen wahrnehmen. 

Hält ein Kanton auch nach Ablauf
der 2jährigen Übergangsfrist an der
Dumont-Praxis fest, wäre dies bundes-
rechtswidrig und könnte von den Steu-
erpflichtigen angefochten werden.
Klarheit über den genauen Zeitpunkt
der Abschaffung wird aber erst nach
den jeweiligen kantonalen Gesetzes-
anpassungen herrschen. Sind grössere
Unterhaltsarbeiten vorgesehen, emp-
fiehlt sich deshalb eine vorgängige An-
frage an die Steuerbehörden, um die
Sanierung in steuerlicher Hinsicht op-
timal ausführen zu können. 

Vollständige Abschaffung
spätestens im Jahre 2012
Zusammenfassend ist festzuhalten,
dass die Dumont-Praxis auf die Steuer-
periode 2010 bei der direkten Bundes-
steuer und in den Kantonen spätestens
auf die Steuerperiode 2012 abgeschafft
sein wird. Es ist zu hoffen, dass mög-
lichst viele Kantone die Übergangsfrist
nicht in Anspruch nehmen und die
Abschaffung bereits auf die gleiche
Steuerperiode wie der Bund in Kraft
setzen. 

www.hev-schweiz.ch.

Werterhaltender Unterhalt,
wertvermehrende Investitionen
und die Dumont-Praxis
. Das Steuerrecht unterscheidet grundsätzlich zwischen werterhalten-

dem Unterhalt und wertvermehrenden Investitionen. Erneuerungen
an einer Liegenschaft, die rein wertvermehrenden Charakter haben,
stellen Anlagekosten dar und können grundsätzlich nicht bei den
Steuern abgezogen werden. 

. Bei einer umfangreichen Unterhaltsinvestitionen in eine Liegenschaft
(Totalsanierung) wird in der Regel ein gewisser Anteil als wert-
vermehrend ausgeschieden, der nicht als Unterhalt beim steuerbaren
Einkommen abgezogen werden kann. 

. Unterhaltsaufwendungen, welche die Steuerbehörde nicht als
werterhaltend zum Abzug zulässt, können später bei der Ermittlung
der Grundstückgewinnsteuer als wertvermehrende Investitionen bzw.
Anlagekosten in Abzug gebracht werden.

. Unterhaltsaufwendungen für Liegenschaften, welche in einem
vernachlässigten Zustand übernommen worden sind und innerhalb
von 5 Jahren nach der Übernahme renoviert werden, können bei den
Steuern grundsätzlich nicht abgezogen werden (Dumont-Praxis).

. Die Dumont-Praxis stellt ein bedeutendes Hindernis für den Erwerb
und die Renovation einer Altliegenschaft dar: Neuerwerber schieben
Unterhaltsarbeiten aus steuerlichen Gründen regelmässig auf und
warten in aller Regel 5 Jahre, bis sie die notwendigen Sanierungen
vornehmen. 

. In der Veranlagungspraxis der Kantone wird die Dumont-Praxis
unterschiedlich ausgelegt. 

. Abschaffung der Dumont-Praxis: Bei den direkten Bundessteuern für
die Steuerperiode 2010, in den Kantonen spätestens für die Steuer-
periode 2012.
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